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1. Auftrag und Priifgegenstand

Dieses Gutachten dient als belastbarer Anhang zu einem Whitepaper Uber Verfahrensgerechtigkeit,
effektiven Rechtsschutz, tatsdchliche Waffengleichheit und strukturelle Zugangshiirden im
Rechtssystem.

Prufgegenstand ist nicht die pauschale Behauptung eines allgemeinen Systemversagens. Geprift wird
vielmehr, ob aktuell belegbare Defizitfelder bestehen, die eine institutionelle Reformprifung
rechtfertigen.

Die Analyse unterscheidet strikt zwischen gesicherten Befunden, plausiblen strukturellen Risiken,
verfassungsrechtlich ableitbaren Anforderungen und empirisch weiter zu untersuchenden Hypothesen.

2. Ergebnis in Kurzform

Das deutsche Rechtssystem ist ein funktionierender demokratischer Rechtsstaat mit unabhéangigen
Gerichten, verfassungsgerichtlicher Kontrolle und ausgebauten Rechtsbehelfen. Gleichwohl lassen sich
mehrere aktuelle Defizitfelder belastbar identifizieren.

Defizitfeld Bewertung Kernproblem

Verfahrensdauer und gut belegt Rechtsschutz kann bei langen

Verfahrenslast Verfahren faktisch entwertet
werden.

Ressourcen- und gut begrindbar Rechtsdurchsetzung hangt

Kostenungleichheit praktisch von Geld,
Organisation und Fachzugang
ab.

Tatsachen- und verfassungsrechtlich relevant Birger missen nachvollziehen

Beweisverarbeitung koénnen, dass Kernvortrag
gepruft wurde.

Sachverstandigenwesen gut begrindbares Reformfeld Kosten, Dauer, Qualitat und
Verstandlichkeit von Gutachten
beeinflussen Verfahren stark.




Digitalisierung und aktuell belegt Digitalisierung schreitet voran,
Medienbriche ist aber foderal fragmentiert und
organisatorisch belastend.

Rechtsmittel und rechtlich zentral Rechtsbehelfe miissen

Korrekturmechanismen praktisch zuganglich und
wirksam sein, nicht nur formal
existieren.

3. Verfassungsrechtliche Ausgangslage

Die verfassungsrechtliche Grundfrage lautet: Genligt es, Rechte formal vorzusehen, oder muss der
Staat auch sicherstellen, dass sie praktisch wirksam durchgesetzt werden kbnnen?

Aus Art. 20 Abs. 3 GG folgt die Bindung der Rechtsprechung an Recht und Gesetz. Art. 19 Abs. 4 GG
garantiert effektiven Rechtsschutz gegen Akte 6ffentlicher Gewalt. Art. 103 Abs. 1 GG garantiert
rechtliches Gehor. Art. 3 Abs. 1 GG tragt in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip das Prinzip der
Rechtsschutzgleichheit.

Das Bundesverfassungsgericht betont wiederholt, dass rechtliches Gehor nicht nur formale
AuRerungsmaoglichkeiten umfasst, sondern die Gerichte entscheidungserheblichen Vortrag zur Kenntnis
nehmen und in Erwdgung ziehen missen. Ebenso verlangt die Rechtsschutzgleichheit eine
weitgehende Angleichung der Situation Bemittelter und Unbemittelter bei der Verwirklichung
gerichtlichen Rechtsschutzes.

Daraus folgt fur dieses Gutachten: Defizite sind nicht erst dann relevant, wenn Rechte vollstéandig fehlen.
Relevant sind auch Strukturen, die die praktische Nutzung bestehender Rechte erheblich erschweren.

4. Defizitfeld I: Verfahrensdauer und Verfahrenslast

Gesicherter Befund: Verfahrensdauer ist in mehreren Bereichen ein anhaltendes Strukturproblem. Lange
Verfahren kdnnen effektiven Rechtsschutz schwachen, weil Beweise verloren gehen, wirtschaftliche
Schaden anwachsen, personliche Belastungen steigen und Beteiligte faktisch aufgeben.

Das Statistische Bundesamt veroffentlicht fortlaufend Daten zu Geschéftsanfall, Erledigung und
Verfahrensdauer, u. a. fir Zivilgerichte und Verwaltungsgerichte. Die aktuellen Berichte zeigen, dass
Verfahrensdauer nicht nur ein subjektives Burgerempfinden ist, sondern statistisch erfasstes
Steuerungsproblem der Justiz.

Die Europaische Kommission nutzt den EU Justice Scoreboard als Monitoring-Instrument zur Effizienz,
Qualitat und Unabhéngigkeit nationaler Justizsysteme. Der Scoreboard 2025 hebt erneut die Bedeutung
effizienter Verfahren fur Birger, Unternehmen und Binnenmarkt hervor.

Bewertung: Verfahrensdauer ist kein Beweis fir flaichendeckendes Versagen, aber ein verifizierbares
Defizitfeld. Je komplexer Verfahren sind und je starker sie von Gutachten, Aktenumfang, behdérdlicher
Mitwirkung oder hoher Streitwertbelastung abhangen, desto gréRer ist das Risiko faktischer
Rechtsschutzentwertung.



5. Defizitfeld Il: Personal- und Ressourcenengpasse

Gesicherter Befund: Personal- und Ressourcenfragen werden von Justizministerien, Berufsverb&nden
und Medien aktuell als wesentliche Herausforderung beschrieben. Der Deutsche Richterbund forderte
2026 erneut eine Neuauflage bzw. wirksame Umsetzung des Pakts fur den Rechtsstaat und verweist auf
hohe Belastung in Gerichten und Staatsanwaltschaften.

Berichte Uber zusatzliche Bundesmittel fir Personal und Digitalisierung bestétigen zugleich, dass der
Gesetzgeber selbst Handlungsbedarf sieht. Die politische Reaktion — Finanzierung von Personalaufbau
und Digitalisierung — ist ein Indiz daflir, dass Kapazitatsdefizite nicht nur behauptet, sondern institutionell
anerkannt werden.

Bewertung: Ressourcenengpasse beeintrachtigen nicht automatisch die richterliche Unabhangigkeit. Sie
kénnen aber die Qualitat, Geschwindigkeit, Erreichbarkeit und Nachvollziehbarkeit von Rechtsschutz
praktisch beeinflussen.

6. Defizitfeld Ill: Kostenbarrieren und Rechtsschutzgleichheit

Rechtsschutz ist nicht nur eine Frage des Bestehens von Klage- oder Beschwerdemoglichkeiten. Er
hangt praktisch auch davon ab, ob Betroffene Gerichtskosten, Anwaltskosten, Sachverstandigenkosten,
Reisekosten, Aktenaufbereitung und Rechtsmittelrisiken tragen kénnen.

Das Bundesverfassungsgericht leitet aus Art. 3 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip
den Grundsatz der Rechtsschutzgleichheit ab. Prozesskostenhilfe soll die Situation bemittelter und
unbemittelter Personen bei der Verwirklichung von Rechtsschutz weitgehend angleichen.

Grenze: Das Grundgesetz verlangt nicht die Finanzierung jedes aussichtslosen oder mutwilligen
Verfahrens. Gleichwohl ist verfassungsrechtlich bedeutsam, ob Kostenstrukturen in komplexen
Verfahren faktisch dazu fiihren, dass rechtlich erhebliche Anspriiche nicht verfolgt werden.

Bewertung: Kostenbarrieren sind ein tragfahiges Reformfeld. Besonders sensibel sind Verfahren, in
denen private Gutachten, technische Analysen oder hohe Vorschiisse notwendig werden, wahrend eine
Partei Gber deutlich geringere Mittel verfugt als eine Behorde, Versicherung, ein Unternehmen oder eine
institutionell starke Gegenseite.

7. Defizitfeld IV: Tatsachenverarbeitung, Beweiswiirdigung und

Nachvollziehbarkeit

Viele Blrgerbeschwerden beziehen sich nicht darauf, dass sie zwingend gewinnen wollten, sondern
darauf, dass sie nicht nachvollziehen kénnen, ob ihr wesentlicher Vortrag gelesen, ihre Beweise gepruft
und ihre Einwande ernsthaft abgewogen wurden.

Verfassungsrechtlich ist dieser Bereich tGber Art. 103 Abs. 1 GG relevant. Gerichte missen nicht jedem
Argument folgen. Sie dirfen aber entscheidungserheblichen Kernvortrag nicht bergehen. Die
Begriindung muss zumindest erkennen lassen, dass die wesentlichen Punkte verarbeitet wurden.

Das Defizit liegt haufig nicht im Fehlen einer Entscheidung, sondern in der fehlenden Sichtbarkeit der
Tatsachenverarbeitung. Ein Verfahren kann formal abgeschlossen sein und dennoch beim Birger den
Eindruck hinterlassen, sein Kernvortrag sei unsichtbar geblieben.

Bewertung: Die Forderung nach sichtbarer Tatsachenverarbeitung ist keine systemfeindliche Justizkritik,
sondern eine rechtsstaatliche Qualitdtsanforderung. Sie schiitzt auch Gerichte, weil transparente
Begriindungen Vertrauen schaffen und unnétige Rechtsmittel reduzieren kdnnen.



8. Defizitfeld V: Sachverstandigenwesen und fachliche Komplexitat

In technischen, medizinischen, wirtschaftlichen, baulichen, tiermedizinischen oder digitalen Streitigkeiten
entscheidet haufig nicht allein die Rechtsfrage, sondern die Aufklarung komplexer Tatsachen.
Sachverstandigengutachten kdnnen dadurch faktisch verfahrensentscheidend werden.

Defizite kbnnen entstehen durch lange Wartezeiten, hohe Kosten, Qualitatsunterschiede, schwer
verstandliche Gutachten, unzureichende Auseinandersetzung mit Parteivortrag oder fehlende
Moglichkeit wirtschaftlich schwacherer Beteiligter, Gegengutachten einzuholen.

Besonders relevant ist die Sichtbarkeit qualifizierter Facharbeit au3erhalb klassischer Verfahrensrollen.
Technische Analysen, strukturierte Dokumentationen oder fachliche Aufarbeitungen kénnen
entscheidungserhebliche Tatsachen enthalten, auch wenn sie nicht von einem gerichtlichen
Sachverstandigen stammen.

Bewertung: Nicht jede fachliche Stellungnahme muss wie ein gerichtliches Gutachten behandelt werden.
Aber entscheidungserhebliche Fachsubstanz darf nicht allein wegen ihres Ursprungs unsichtbar werden.
MalRgeblich sollte die sachliche Relevanz sein.

9. Defizitfeld VI: Digitalisierung, Medienbriiche und foderale Fragmentierung

Die Digitalisierung der Justiz ist ein laufender Modernisierungsprozess. Der E-Justice-Rat von Bund und
Landern befasst sich mit Digitalisierungsstrategien, elektronischer Akte und dem koordinierten Einsatz
von KI-Systemen in der Justiz.

Zugleich zeigen Berichte und politische Programme, dass die Digitalisierung noch nicht Gberall
abgeschlossen ist und die foderale IT-Landschaft unterschiedliche Systeme, Umstellungsbelastungen
und Medienbriche erzeugt.

Bewertung: Digitalisierung ist zugleich Losung und Ubergangsrisiko. Sie kann Verfahren beschleunigen,
Aktenzugang verbessern und Kommunikation erleichtern. Wenn sie aber uneinheitlich, technisch instabil
oder nur fiir professionelle Beteiligte komfortabel ist, kann sie neue Zugangshirden erzeugen.

10. Defizitfeld VII: Rechtsmittel, Anh6érungsriige und Korrekturmechanismen

Rechtsbehelfe sind ein Kernbestandteil des Rechtsstaats. |hre Existenz allein geniigt aber nicht. Sie
missen praktisch zugénglich, verstandlich, bezahlbar und geeignet sein, relevante Fehler zu korrigieren.

Besonders wichtig sind Korrekturmechanismen bei Gibergangenem Vortrag, fehlerhafter
Tatsachenerfassung oder unverhaltnisméRig formaler Behandlung von Rechtsmitteln. Das
Bundesverfassungsgericht hat wiederholt betont, dass Verfahrensregeln nicht so angewandt werden
durfen, dass der Zugang zu wirksamer Rechtsverfolgung unverhaltnismafig erschwert wird.

Bewertung: Hier besteht ein Reformpruffeld, nicht zwingend ein pauschaler Rechtsbruch. Zu prifen ist,
ob bestehende Rechtsbehelfe in bestimmten Konstellationen praktisch zu hohe Darlegungs-, Kosten-
oder Formhurden enthalten.

11. Defizitfeld VIII: Biirgerverstandlichkeit und institutionelles Vertrauen

Ein Rechtsstaat lebt nicht nur von korrekten Entscheidungen, sondern auch von Nachvollziehbarkeit.
Bilrger missen verstehen kénnen, welche Tatsachen entscheidend waren, welche Beweise
berlcksichtigt wurden und warum ein Gericht oder eine Behdrde zu einem bestimmten Ergebnis gelangt
ist.



Unverstandliche Sprache, knappe Standardbegriindungen, schwer zugangliche Aktenstrukturen und
hohe formale Anforderungen kénnen das Vertrauen schwachen, selbst wenn die Entscheidung rechtlich
vertretbar ist.

Bewertung: Birgerverstandlichkeit ist kein bloBes Kommunikationsproblem. Sie ist Teil praktischer
Rechtsstaatlichkeit, weil Nachvollziehbarkeit Voraussetzung fur Akzeptanz, Rechtsmittelentscheidung
und kinftige Rechtsbefolgung ist.

12. Reformpriifpunkte

Aus den identifizierten Defizitfeldern ergeben sich folgende Reformprifpunkte:

e Mindeststandards fur die sichtbare Behandlung von Kernvortrag und zentralen Beweismitteln.

e Bessere Dokumentation der Griinde, aus denen Beweisantrage, Fachanalysen oder Parteigutachten
nicht durchgreifen.

e Starkung der Rechtsschutzgleichheit in komplexen Verfahren, insbesondere bei Gutachter- und
Beweissicherungskosten.

e Ausbau praxistauglicher Prozesskostenhilfe- und Beratungshilfestrukturen in tatsachlich komplexen
Streitigkeiten.

e Qualitatssicherung und Transparenz im Sachverstandigenwesen.

e Einheitlichere digitale Standards, barrierearme Zugénge und klare Nutzerfiihrung fiir Burger.

e Wirksamere Korrekturmechanismen bei Gbergangenem Vortrag oder offenkundiger
Nichtverarbeitung von Beweismitteln.

¢ Regelmalige empirische Evaluation von Verfahrensdauer, Kostenbarrieren und Blrgererfahrungen.

13. Grenzen der Verifikation

Nicht verifizierbar ware die pauschale Aussage, das deutsche Rechtssystem funktioniere generell nicht.
Ebenfalls nicht tragfahig wére es, aus einem einzelnen Verfahren ein strukturelles Systemversagen
abzuleiten.

Belastbar ist dagegen die Aussage, dass mehrere Defizitfelder durch Statistiken, verfassungsgerichtliche
Rechtsprechung, politische Reformprogramme und institutionelle Stellungnahmen belegt oder jedenfalls
so plausibel sind, dass eine Reformprifung geboten erscheint.

Fir eine weitergehende empirische Systemanalyse waren zusatzlich erforderlich: Fallstudien,
Auswertung von Verfahrensakten, Burgerbefragungen, Daten zu Prozesskostenhilfe, Gutachterkosten,
Rechtsmittelquoten, Verfahrensdauer nach Fachgebiet und qualitative Interviews mit Richtern, Anwalten,
Sachverstandigen und Betroffenen.

14. Gesamtergebnis

Das Gutachten kommt zu folgendem Ergebnis:

Das deutsche Rechtssystem weist keine belegbare generelle Funktionsunfahigkeit auf. Es bestehen
aber aktuell verifizierbare und reformrelevante Defizitfelder in den Bereichen Verfahrensdauer,

Ressourcen, Kostenbarrieren, tatsachliche Waffengleichheit, Tatsachenverarbeitung,
Sachverstandigenwesen, Digitalisierung und Wirksamkeit von Korrekturmechanismen.

Die zentrale Reformthese ist daher fachlich belastbar:



Der Rechtsstaat darf Rechte nicht nur formal garantieren, sondern muss auch sicherstellen, dass sie
unabhingig von Vermogen, Ressourcenstérke, institutioneller Nahe und fachlicher Uberlegenheit
praktisch wirksam durchgesetzt werden kénnen.
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Anlage: Kurzthesen fiir das Whitepaper

12. Ein funktionierender Rechtsstaat muss nicht nur formale Rechtspositionen gewahrleisten, sondern
deren praktische Durchsetzbarkeit sichern.

13. Rechtsschutz verliert an Wirksamkeit, wenn Verfahrensdauer, Kosten, Beweislast, Gutachterzugang
oder formale Hirden die Nutzung bestehender Rechte faktisch verhindern.

14. Sichtbare Tatsachenverarbeitung ist ein Kernbestandteil von Verfahrensgerechtigkeit: Der Blrger
muss nachvollziehen kénnen, dass wesentlicher Vortrag und zentrale Beweise geprift wurden.

15. Tatsachliche Waffengleichheit verlangt, dass strukturelle Ressourcenungleichgewichte nicht
unbeachtet bleiben.

16. Digitale Modernisierung muss rechtsstaatlich, einheitlich, zuganglich und birgerverstandlich
erfolgen.

17. Das Ziel ist keine pauschale Justizkritik, sondern eine institutionelle Qualitatspriifung zur Starkung
von Vertrauen, Wirksamkeit und Nachvollziehbarkeit.



	1. Auftrag und Prüfgegenstand
	2. Ergebnis in Kurzform
	3. Verfassungsrechtliche Ausgangslage
	4. Defizitfeld I: Verfahrensdauer und Verfahrenslast
	5. Defizitfeld II: Personal- und Ressourcenengpässe
	6. Defizitfeld III: Kostenbarrieren und Rechtsschutzgleichheit
	7. Defizitfeld IV: Tatsachenverarbeitung, Beweiswürdigung und Nachvollziehbarkeit
	8. Defizitfeld V: Sachverständigenwesen und fachliche Komplexität
	9. Defizitfeld VI: Digitalisierung, Medienbrüche und föderale Fragmentierung
	10. Defizitfeld VII: Rechtsmittel, Anhörungsrüge und Korrekturmechanismen
	11. Defizitfeld VIII: Bürgerverständlichkeit und institutionelles Vertrauen
	12. Reformprüfpunkte
	13. Grenzen der Verifikation
	14. Gesamtergebnis
	15. Quellenbasis
	Anlage: Kurzthesen für das Whitepaper

